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Hinweise zur Datenverarbeitung im Zusammenhang mit Identitätsdokumenten (Personal-
ausweise, Reisepässe und eID-Karten) (Informationspflicht nach Art. 13 DSGVO)  
 
Diese Informationen und Hinweise gelten für die Datenverarbeitung Ihrer personenbezogenen  
Daten durch:  

Verantwortlicher: Landeshauptstadt Magdeburg - Die Oberbürgermeisterin – 39090 Magdeburg. 

Amt/Fachbereich/Eigenbetrieb: Fachbereich 33 - BürgerService 

Sitz: Breiter Weg 222, 39104 Magdeburg 

www.magdeburg.de  

E-Mail-Adresse: auskunft@ewo.magdeburg.de 

 
Datenschutzbeauftragter 

Die/Der behördliche Datenschutzbeauftragte ist unter: Landeshauptstadt Magdeburg; Da-
tenschutzbeauftragte; 39090 Magdeburg oder per E-Mail unter: Datenschutzbeauftrag-
ter@stadt.magdeburg.de zu erreichen. 

 
Zweck und Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung 

Die Erhebung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt für bzw. zur:  
 

a. Personalausweise 
Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes sind verpflichtet, 
einen gültigen Ausweis zu besitzen, sobald sie 16 Jahre alt sind und der allgemei-
nen Meldepflicht unterliegen oder, ohne ihr zu unterliegen, sich überwiegend in 
Deutschland aufhalten. Sie müssen ihn auf Verlangen einer zur Feststellung der 
Identität berechtigten Behörde vorlegen und es ihr ermöglichen, ihr Gesicht mit 
dem Lichtbild des Ausweises abzugleichen. (§ 1 Gesetz über Personalausweise 
und den elektronischen Identitätsnachweis (Personalausweisgesetz (PAuswG)). 
 

 
b. Reisepässe 

Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die aus dem 
Geltungsbereich des Passgesetz aus- oder in ihn einreisen, sind verpflichtet, einen 
gültigen Pass mitzuführen und sich damit über ihre Person auszuweisen. Der 
Passpflicht wird durch Vorlage eines Passes der Bundesrepublik Deutschland im 
Sinne des Absatzes 2 genügt (§ 1 Passgesetz (PassG)). 
 

 
In der Bundesrepublik Deutschland gilt die Ausweispflicht, so dass jeder Deutsche ab 16 
Jahren entweder einen Personalausweis oder einen Reisepass besitzen muss (§§ 1 ff. 
PAuswG). Zudem ist bei jedem Grenzübertritt ein gültiges Ausweisdokument mitzuführen, 
das den jeweiligen Einreisebestimmungen entspricht (§ 1 PassG). Ihre Daten werden be-
nötigt, um Ihnen ein Ausweisdokument auszustellen. 
 
Zur Durchführung des PAuswG bzw. PassG führen die Personalausweisbehörden ein Per-
sonalausweisregister (§23 PAuswG) bzw. die Passbehörden ein Passregister (§ 21 
PassG). 
 

c. eID-Karten 
Für Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines 
Vertragsstaats des Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, die nicht 
Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes sind, wird auf An-
trag eine Karte mit Funktion zum elektronischen Identitätsnachweis (eID-Karte) 
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ausgestellt (§ 1 Gesetz über eine Karte für Unionsbürger und Angehörige des Eu-
ropäischen Wirtschaftsraums mit Funktion zum elektronischen Identitätsnachweis 
(eID-Karte-Gesetz – eIDKG)).  
 

 
Die eID-Karte ist kein Ausweispapier, sondern ermöglicht die Nutzung des elektronischen 
Identitätsnachweises, um eGovernment-Dienstleistungen auf höchstem Vertrauensniveau 
in Anspruch nehmen zu können. Ihre Daten werden benötigt, um Ihnen eine eID-Karte 
auszustellen.  

Zum Zwecke der Durchführung des eID-Karte-Gesetzes führen die eID-Karte-Behörden 
Register über die beantragten und ausgegebenen eID-Karten (eID-Karten-Register) (§ 19 
Abs. 1 eIDKG). 

Die Verarbeitung Ihrer Daten erfolgt aufgrund Ihrer Einwilligung bzw. der folgenden 
Rechtsgrundlagen:  
 
Die Rechtsgrundlagen ergeben sich aus dem PassG, PAuswG, der Verordnung zur Durch-
führung des Passgesetzes (PassV), der Verordnung über Personalausweise und den 
elektronischen Identitätsnachweis (PAuswV) sowie der allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zur Durchführung des Passgesetzes (Passverwaltungsvorschrift - PassVwV). 
 
Ihre Daten werden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 S. 1 Buchstabe c), e) DSGVO in Ver-
bindung mit den §§ 22 ff. PassG und §§ 14 ff. PAuswG verarbeitet. 
 
Die Rechtsgrundlagen für die Verarbeitungstätigkeiten im Zusammenhang mit Ihrer bean-
tragten eID-Karte ergeben sich aus dem Gesetz über eine Karte für Unionsbürger und An-
gehörige des Europäischen Wirtschaftsraums mit Funktion zum elektronischen Identitäts-
nachweis (eIDKG) i.V.m. mit dem PAuswG und der PAuswV. 
 
Ihre Daten werden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 S. 1 Buchstabe c), e) DSGVO in Ver-
bindung mit den §§ 8 ff. eIDKG verarbeitet. 
 

 

Speicherdauer  

a. Personalausweis 
Personenbezogene Daten im Personalausweisregister sind mindestens bis zur Aus-
stellung eines neuen Ausweises, höchstens jedoch bis zu fünf Jahre nach dem Ab-
lauf der Gültigkeit des Ausweises, auf den sie sich beziehen, zu speichern und dann 
zu löschen. 
 
Die bei der Personalausweisbehörde gespeicherten Fingerabdrücke sind spätestens 
nach Aushändigung des Personalausweises an die antragstellende Person zu lö-
schen. 
 

b. Reisepass 
Personenbezogene Daten im Passregister sind mindestens bis zur Ausstellung ei-
nes neuen Passes, höchstens jedoch bis zu fünf Jahren nach dem Ablauf der Gül-
tigkeit des Passes, auf den sie sich beziehen, zu speichern und dann zu löschen. 
 
Die bei der Passbehörde gespeicherten Fingerabdrücke sind spätestens nach  
Aushändigung des Passes an den Passbewerber zu löschen. 

 
c. eID-Karte 

Personenbezogene Daten im eID-Karte-Register sind mindestens bis zur Ausstel-
lung einer neuen eID-Karte, höchstens jedoch bis zum Ablauf der Gültigkeitsdauer 
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der eID-Karte, auf die sie sich beziehen, zu speichern und dann zu löschen. 
 

 
Empfänger der personenbezogenen Daten 

in den Bearbeitungsprozess einbezogene Verwaltungsstrukturen innerhalb der Landes-
hauptstadt Magdeburg  
 
Der Fachbereich 33 Bürgerservice ist laut Aufgabenverteilungsplan für Personalausweis- 
und Passangelegenheiten zuständig. 

 

Eine Übermittlung der Daten an Dritte erfolgt grundsätzlich nur im Rahmen der gesetzli-
chen Vorschriften und rechtlichen Verpflichtungen.  
 

a. Personalausweis 
Personalausweisbehörden, die Kenntnis von dem Abhandenkommen eines Auswei-
ses erlangen, haben die zuständige Personalausweisbehörde, die ausstellende Per-
sonalausweisbehörde und eine Polizeibehörde unverzüglich in Kenntnis zu setzen; 
eine Polizeibehörde, die anderweitig Kenntnis vom Abhandenkommen eines Aus-
weises erlangt, hat die zuständige und die ausstellende Personalausweisbehörde 
unverzüglich zu unterrichten. Dabei sollen Angaben zum Familiennamen, den Vor-
namen, zur Seriennummer, zur ausstellenden Personalausweisbehörde, zum Aus-
stellungsdatum und zur Gültigkeitsdauer des Ausweises übermittelt werden.  
 
Stellt eine nicht zuständige Personalausweisbehörde nach § 8 Abs. 4 einen Ausweis 
aus, so hat sie der zuständigen Personalausweisbehörde den Familiennamen, die 
Vornamen, den Tag und Ort der Geburt, die ausstellende Personalausweisbehörde, 
das Ausstellungsdatum, die Gültigkeitsdauer und die Seriennummer des Ausweises 
zu übermitteln. 
 
Schaltet eine Personalausweisbehörde den elektronischen Identitätsnachweis eines 
Personalausweises ein, so hat sie unverzüglich die ausstellende Personalausweis-
behörde davon in Kenntnis zu setzen. 
 
Die Datenübermittlung von den Personalausweisbehörden an den Ausweishersteller 
zum Zweck der Ausweisherstellung, insbesondere die Übermittlung sämtlicher Aus-
weisantragsdaten, erfolgt durch Datenübertragung (§ 12 PAuswG). 
 
Personalausweisbehörden dürfen für den Abruf personenbezogener Daten aus ihren 
Dateien die Seriennummern verwenden (§ 16 PAuswG). 
 
Die Personalausweisbehörden dürfen personenbezogene Daten nur nach Maßgabe 
des PAuswG, anderer Gesetze oder Rechtsverordnungen erheben oder verwenden. 
 
Die Personalausweisbehörden dürfen anderen Behörden auf deren Ersuchen Daten 
aus dem Personalausweisregister übermitteln, wenn  

 

1. die ersuchende Behörde auf Grund von Gesetzen oder Rechtsverordnungen be-
rechtigt ist, solche Daten zu erhalten, 

2. die ersuchende Behörde ohne Kenntnis der Daten nicht in der Lage wäre, eine der 
ihr obliegenden Aufgaben zu erfüllen, und 

3. die ersuchende Behörde die Daten bei dem Betroffenen nicht oder nur mit unverhält-
nismäßig hohem Aufwand erheben kann oder wenn nach der Art der Aufgabe, zu 
deren Erfüllung die Daten erforderlich sind, von einer solchen Datenerhebung abge-
sehen werden muss. 
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Hinsichtlich der Daten, die auch im Melderegister gespeichert sind, müssen die im 
Bundesmeldegesetz (BMG) enthaltenen Beschränkungen beachtet werden (§ 24 
PAuswG). 
 
In den Fällen des § 24 Abs. 2 PAuswG dürfen personenbezogene Daten auch durch 
Datenübertragung übermittelt werden. § 12 Abs. 1 Satz 3 PAuswG gilt entsprechend. 
 
Die Ordnungsbehörden dürfen das nach § 25 PAuswG übermittelte Lichtbild zum 
Zweck der Verfolgung von Verkehrsordnungswidrigkeiten im automatisierten Verfah-
ren abrufen, wenn die Personalausweisbehörde auf andere Weise nicht erreichbar 
ist und ein weiteres Abwarten den Ermittlungszweck gefährden würde. 
 

 

b. Reisepass 
Passbehörden, die Kenntnis von dem Abhandenkommen eines Passes erlangen, 
haben die zuständige Passbehörde, die ausstellende Passbehörde und eine Polizei-
behörde unverzüglich in Kenntnis zu setzen; eine Polizeibehörde, die anderweitig 
Kenntnis vom Abhandenkommen eines Passes erlangt, hat die zuständige und die 
ausstellende Passbehörde unverzüglich zu unterrichten. Dabei sollen Angaben zum 
Familiennamen und den Vornamen des Inhabers, zur Seriennummer, zur ausstel-
lenden Behörde, zum Ausstellungsdatum und zur Gültigkeitsdauer des Passes über-
mittelt werden.  
 
Stellt eine nicht zuständige Passbehörde nach § 19 Abs. 4 einen Pass aus, so hat 
sie der zuständigen Passbehörde den Familiennamen, die Vornamen, den Tag und 
Ort der Geburt, die ausstellende Passbehörde, das Ausstellungsdatum, die Gültig-
keitsdauer und die Seriennummer des Passes zu übermitteln. 
 
Im Fall der Übermittlung von Lichtbildern durch Passbehörden nach § 19 Absatz 1 
Satz 1 PassG an die Ordnungsbehörden im Rahmen der Verfolgung von Verkehrs-
ordnungswidrigkeiten kann der Abruf des Lichtbildes im automatisierten Verfahren 
erfolgen.  
 
Die Polizeibehörden des Bundes und der Länder, der Militärische Abschirmdienst, 
der Bundesnachrichtendienst, die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der 
Länder, Steuerfahndungsdienststellen der Länder, der Zollfahndungsdienst und die 
Hauptzollämter dürfen das Lichtbild zur Erfüllung ihrer Aufgaben im automatisierten 
Verfahren abrufen. 
 
Beförderungsunternehmen dürfen personenbezogene Daten aus der maschinenles-
baren Zone des Passes elektronisch nur auslesen und verarbeiten, soweit sie auf 
Grund internationaler Abkommen oder Einreisebestimmungen zur Mitwirkung an 
Kontrolltätigkeiten im internationalen Reiseverkehr und zur Übermittlung personen-
bezogener Daten verpflichtet sind. Biometrische Daten dürfen nicht ausgelesen wer-
den. 
 
Die Passbehörden dürfen anderen Behörden auf deren Ersuchen Daten aus dem 
Passregister (auch mittels Datenübertragung) übermitteln. Voraussetzung ist, dass 

 

1. die ersuchende Behörde auf Grund von Gesetzen oder Rechtsverordnungen be-
rechtigt ist, solche Daten zu erhalten, 

2. die ersuchende Behörde ohne Kenntnis der Daten nicht in der Lage wäre, eine der 
ihr obliegenden Aufgaben zu erfüllen und 
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3. die Daten bei dem Betroffenen nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
erhoben werden können oder nach der Art der Aufgabe, zu deren Erfüllung die Daten 
erforderlich sind, von einer solchen Datenerhebung abgesehen werden muss. 
 
Hinsichtlich der Daten, die auch im Melderegister enthalten sind, finden außerdem 
die im BMG enthaltenen Beschränkungen Anwendung. 
 
Die Daten des Passregisters und des Melderegisters dürfen zur Berichtigung des 
jeweils anderen Registers verwandt werden. 

 

c. eID-Karte 
Ihre personenbezogenen Daten werden nach § 11 eIDKG an die Bundesdruckerei 
GmbH und nach § 9 eIDKG an den Sperrlistenbetreiber übermittelt. 
 
eID-Karte-Behörden dürfen anderen eID-Karten-Behörden im automatisierten Ver-
fahren Daten des eID-Karte-Registers übermitteln oder Daten aus eID-Karte-Regis-
tern, die in Zuständigkeit anderer eID-Karte-Behörden geführt werden, abrufen, so-
fern dies zur Wahrnehmung ihrer Pflichten erforderlich ist (§ 19a eIDKG). 

 

 

 
Recht auf Auskunft 
 
Gemäß Art. 15 DSGVO haben Sie ein Recht auf Auskunft des Verantwortlichen, ob Sie betref-
fende personenbezogenen Daten verarbeitet werden. Ist dies der Fall, so haben Sie ein Recht auf 
Auskunft über diese Daten und Information zu den Verarbeitungszwecken; die Kategorien perso-
nenbezogener Daten, die verarbeitet werden; die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, 
gegenüber denen Ihre personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder werden; falls mög-
lich die geplante Speicherdauer bzw. die Kriterien für die Festlegung der Dauer.    

Recht auf Berichtigung 
 
Sie haben nach Art. 16 DSGVO das Recht, unverzüglich die Berichtigung fehlerhafter Sie betref-
fender personenbezogener Daten zu verlangen. 

Recht auf Löschung 
 
Sie haben nach Art. 17 DSGVO das Recht, die Löschung Sie betreffender personenbezogener Da-
ten zu verlangen, sofern die Voraussetzungen erfüllt sind und keine Ausschlussgründe (Art. 17 
Abs. 3 DSGVO) vorliegen.   
 
Recht auf Einschränkung 

Sie haben das Recht, vom Verantwortlichen die Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 
DSGVO zu verlangen, sofern eine der darin genannten Voraussetzungen gegeben ist. 
 
Recht auf Widerruf der Einwilligung  
 
Sofern die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten auf Art. 6 Abs. 1 Buchstabe a oder Art. 9 
Abs. 2 Buchstabe a DSGVO beruht (Einwilligung in die Datenverarbeitung), haben Sie das Recht, 
Ihre Einwilligung jederzeit für die Zukunft zu widerrufen. 
 
Beschwerderecht 
 
Nach Art. 77 Abs. 1 DSGVO haben Sie das Recht, Beschwerde gegen die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde zu erheben, wenn Sie der Ansicht 
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sind, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen die Daten-
schutzgrundverordnung verstößt.  
Den Landesbeauftragten für den Datenschutz in Sachsen-Anhalt erreichen Sie unter Postfach 
1947, 39009 Magdeburg; Sitz: Leiterstraße 9 in 39104 Magdeburg.  
 
 

 


	Copyright am: 
	drucken1: 


